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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 
Änderung des Suchtmittelgesetzes 

Abgabe durch Apotheken Abgabe durch Apotheken 
§ 7. (1) Apotheken dürfen Suchtmittel nach Maßgabe der das Apotheken- 

und Arzneimittelwesen regelnden Vorschriften, hinsichtlich der suchtgifthaltigen 
Arzneimittel auch unter den Beschränkungen der zu diesem Bundesgesetz 
erlassenen Durchführungsverordnungen, untereinander, gegen Verschreibung an 
Krankenanstalten, Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte und Dentisten für ihren 
Berufsbedarf sowie an Personen, denen solche Arzneimittel verschrieben wurden, 
abgeben. 

§ 7. (1) Apotheken dürfen Suchtmittel nach Maßgabe der das Apotheken- 
und Arzneimittelwesen regelnden Vorschriften, hinsichtlich der suchtgifthaltigen 
Arzneimittel auch unter den Beschränkungen der zu diesem Bundesgesetz 
erlassenen Durchführungsverordnungen, untereinander, gegen Verschreibung an 
Krankenanstalten, Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte und Dentisten für ihren 
Berufsbedarf sowie an Personen, denen solche Arzneimittel verschrieben wurden, 
abgeben. 

 (1a) Apotheken dürfen Präparate gemäß § 3 Z 9 Sterbeverfügungsgesetz 
(StVfG), BGBl. I Nr. ##/2021 nach Maßgabe des § 11 StVfG abgeben. 

(2) Auf den Erwerb und Besitz von Suchtmitteln durch Personen, an die sie 
nach Abs. 1 abgegeben wurden, findet § 6 Abs. 1 keine Anwendung. 

(2) Auf den Erwerb und Besitz von Suchtmitteln durch Personen, an die sie 
nach Abs. 1 und 1a abgegeben wurden, findet § 6 Abs. 1 keine Anwendung. 

§ 47. (1) – (22) … § 47. (1) – (22) … 
 (23) § 7 Abs. 1a und 2 und § 50 Abs. 1 Z 5 und 6 in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. ##/2021 treten mit 1. Jänner 2022 in Kraft. 
§ 50. (1) Mit der Vollziehung ist, sofern Abs. 2 nicht anderes bestimmt, der 

Bundesminister oder die Bundesministerin für Gesundheit betraut, und zwar 
§ 50. (1) Mit der Vollziehung ist, sofern Abs. 2 nicht anderes bestimmt, der 

Bundesminister oder die Bundesministerin für Gesundheit betraut, und zwar 
 1. - 4. …  1. - 4. … 
 5. hinsichtlich der § 19 Abs. 1 bis 3 und § 21 im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister oder der Bundesministerin für Inneres und dem 
Bundesminister für Finanzen. 

 5. hinsichtlich der § 19 Abs. 1 bis 3 und § 21 im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister oder der Bundesministerin für Inneres und dem 
Bundesminister für Finanzen; 

  6. hinsichtlich § 7 Abs. 1a im Einvernehmen mit der Bundesministerin für 
Justiz. 

(2) … (2) … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 3 
Änderung des Strafgesetzbuches 

Mitwirkung am Selbstmord Mitwirkung an der Selbsttötung 
§ 78. Wer einen anderen dazu verleitet, sich selbst zu töten, oder ihm dazu 

Hilfe leistet, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu 
bestrafen. 

§ 78. (1) Wer eine andere Person dazu verleitet, sich selbst zu töten, ist mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

 (2) Ebenso ist zu bestrafen, wer 
  1. einer minderjährigen Person, 
  2. einer Person aus einem verwerflichen Beweggrund oder 
  3. einer Person, die nicht an einer Krankheit im Sinne des § 6 Abs. 3 des 

Sterbeverfügungsgesetzes (StVfG), BGBl. I Nr. ##/2021, leidet oder die 
nicht gemäß § 7 StVfG ärztlich aufgeklärt wurde, 

 dazu physisch Hilfe leistet, sich selbst zu töten. 
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